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Der Bürgermeister 

 
 
 
Postanschrift: Stadtverwaltung  53754 Sankt Augustin 
 

An die 
Fraktionen und Fraktionslosen 
im Rat der Stadt Sankt Augustin 
 
im Hause 
(per E-Mail) 
 
 
 

Dienststelle 

Bürgermeister-/Ratsbüro 
Ratsbüro, Markt 1 

Auskunft erteilt: 

Herr v. Borzyskowski 
Zimmer: 

403 

Telefon (0 22 41)  2 43-0  Durchwahl: 394 

Telefax  (0 22 41)  243-430  Durchwahl: 77394 

E-Mail-Adresse: luca.vonborzyskowski@sankt-augustin.de 

Internet-Adresse: http://www.sankt-augustin.de 

Besuchszeiten 

Rathaus 
montags: 
8.30 - 12.00 u. 14.00 - 18.00 Uhr,  
dienstags bis freitags: 
8.30 Uhr - 12.00 Uhr 

Bürgerservice 
montags und donnerstags: 
7.30 Uhr – 18.00 Uhr, 
dienstags und mittwochs: 
7.30 Uhr – 14.00 Uhr, 
freitags: 7.30 Uhr – 12.00 Uhr 

 

Ihr Schreiben vom Ihr Zeichen Mein Zeichen Datum 

            BRB-vB      14.01.2022 

 
Probleme bei der Erstellung von Beitragsbescheiden – finanzielle Schäden für Stadt und 
Eltern begrenzen 
 
Anfrage CDU, Drucksachen Nr. 21/0554 
______________________________________________________________________ 
 
Beratungsfolge Sitzungstermin Behandlung 
Jugendhilfeausschuss 09.03.2022 öffentlich 
______________________________________________________________________ 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hiermit beantworte ich die o.a. Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1: 
In der JHA-Sitzung am 23. November 2021 wurde erwähnt, dass es Fälle ausstehender Be-
scheide gibt, die sogar bis in das Jahr 2017 zurückreichen. 
 

a. Seit wann besteht das Problem innerhalb des Dezernats III bzw. wann hat es sich dras-
tisch verschärft?  
 

Antwort: 
Die Rückstände in der Elternbeitragsstelle bestehen bereits seit mehreren Jahren, die Situation 
hat sich insbesondere durch langanhaltenden Personalmangel und der seit 2020 bestehenden 
pandemischen Lage verschärft. 
 

b. Zu welchem Zeitpunkt wurde dem Fachbereichsleiter 5 das Problem bekannt? 
c. Zu welchem Zeitpunkt wurde der Dezernent III über das Problem unterrichtet? 

 
Antwort:  
Die verschärfte Problemlage wurde erstmalig in einer Videokonferenz im Juli 2021 zwischen 
Dezernent und Fachbereich 5 eruiert. Anlass war der Wechsel der Elternbeitragsstelle vom 
Fachdienst 5/20 zum Fachdienst 5/40 um zukünftig die Themen rund um die Kindergartenbe-

 

___ 

 
 



 - 2 - 
 
 

 
 - 3 - 
 

treuung und OGS-Beiträge bei der „Frühkindlichen Bildung“ zu bündeln. Die Stadtverwaltung 
steht grundsätzlich im engen Austausch miteinander. Wie in der Jugendhilfeausschusssitzung 
am 23.11.2021 dargelegt, haben die derzeitigen Rückstände verschiedene Ursachen. Das Jahr 
2021 war insbesondere davon geprägt, dass neben zwei langzeiterkrankten Mitarbeitenden 
auch ein hoher Personalausfall in der Beitragsstelle aufgrund von Personalfluktuation, Krankheit 
und pandemiebedingten Ausfällen gegeben war. Faktisch standen seit Anfang des Jahres nicht 
ansatzweise die Personalressourcen im IST zur Verfügung wie dies das SOLL vorsah. Dieser 
Aspekt wurde ebenfalls in der o. g. JHA-Sitzung erläutert. Hinzu kommt, dass aufgrund der ent-
sprechenden Ratsentscheidung Corona-bedingte aufwändige Rückerstattungen an Elternbei-
trägen in Höhe von 2,5 Monatsbeiträgen vorgenommen werden mussten. Im Juli 2021 wurden 
die Bemühungen verstärkt, durch Personal- und Organisationsmaßnahmen die Bearbeitung zu 
beschleunigen. Da solche Maßnahmen die Einbindung von zahlreichen Dienststellen erforder-
lich machen (Personalabteilung, Organisationsabteilung, Kämmerei, Personalrat) wirken sie erst 
zeitversetzt. Die Wirkung vorgenommener Personalverstärkungen wurde überdies leider mehr-
fach durch erneute zusätzliche Krankheitsausfälle konterkariert. 
 
Frage 2: 
In der genannten JHA-Sitzung sowie in der Presse war in Bezug auf die bisher nicht eingezo-
genen Beiträge von einer „niedrigen sechsstelligen Summe“ die Rede. 
 

a. Wie hoch konkret summieren sich die bisher nicht eingezogenen Beiträge?  
 

Antwort: 
Da der Elternbeitrag in jedem Fall individuell zu ermitteln ist, kann kein genauer Betrag beziffert 
werden. Schließlich ergibt sich der Elternbeitrag aus dem Jahresbruttoeinkommen der Eltern, 
der Betreuungsart und dem Betreuungsumfang des Kindes, der möglichen Betreuung von Ge-
schwisterkindern sowie dem Alter des Kindes. 
 

b. Welche Zahlen wurden bei den Berechnungen für die Erhöhungen der KiTa-Beiträge 
bzw. Nicht-Erhöhung bei den OGS-Beiträgen im Rahmen der Beratungen über die Ge-
bühren zu Grunde gelegt? Wurden hier die Soll-Beiträge herangezogen oder waren es 
die tatsächlich gezahlten Beiträge und die Corona bedingt abgesetzten Beiträge gemäß 
Vorgaben des Landes? 

 
Antwort: 
Die Elternbeiträge für den Besuch der Kitas / der Kindertagespflege (KTP) einerseits und der 
OGS andererseits basieren aufgrund unterschiedlicher rechtlicher Rahmenbedingungen auf 
verschiedenen Satzungen. In beiden Satzungen ist grundsätzlich die Dynamisierung der Eltern-
beiträge vorgesehen. Auf Grundlage der Sitzungsvorlage Ds-Nr. 21/0261 im JHA vom 
29.06.2021 wurde auf Antrag die OGS-Dynamisierung ausnahmsweise ausgesetzt. Einen ent-
sprechenden Antrag im Rahmen der Satzung der Kita/KitaP gab es nicht. Grundsätzlich werden 
für diese Entscheidungen die erhobenen Elternbeiträge evaluiert. Den Evaluationen werden die 
im Elternbeitragssystem hinterlegten Forderungen zugrunde gelegt, die sich aus den erteilten 
Elternbeitragsbescheiden ergeben. 
 

c. Welche Zahlen waren Grundlage für die Berechnungen zu den Haushaltsplänen sowie 
den Jahresabschlüssen? 

 
Antwort: 
Als Grundlage für Berechnungen zu den Haushaltsplänen sowie den Jahresabschlüssen fun-
gieren die Sollstellungen im Elternbeitragssystem. 
 

d. Ist der Kommunalaufsicht, auch vor dem Hintergrund des Haushaltssicherungskonzep-
tes bekannt, dass, begründete und durchsetzbare Ansprüche nicht geltend gemacht 
wurden und damit Mindererträge im Haushalt entstanden sind? 
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Antwort: 
Der Stadt entstehen durch eine spätere Versendung von Bescheiden keine Schäden, da die 
Elternbeiträge trotz Rückständen rechtmäßig erhoben werden. Daher ist eine Intervention von 
Seiten der Kommunalaufsicht nicht notwendig und es liegt zu diesem Thema auch keine Anfra-
ge von Seiten der Kommunalaufsicht vor. 
 
Frage 3: 
Nach Zeitablauf droht bei nicht durch Bescheid geltend gemachten Ansprüchen die Verjährung. 
 

a. Bei wie vielen der bisher noch nicht erstellten Bescheide droht bald bzw. innerhalb der 
nächsten sechs Monate eine Verjährung? 

 
Antwort: 
Innerhalb der nächsten sechs Monate droht keine Verjährung. 
 

b. Wie hoch sind in etwa die hier drohenden Verluste? 
 
Antwort: 
Es drohen keine Verluste. 
 

c. Sind schon Beiträge aufgrund ausgebliebener Bescheide verjährt/verfallen? Falls ja, wie 
hoch ist der finanzielle Schaden für die Stadt? 

 
Antwort: 
Aus 2016 sind wenige Fälle (Anzahl: 5, siehe Antwort zu Frage 4) verjährt der finanzielle Scha-
den kann derzeit nicht ermittelt werden. Die Kapazitäten in der Elternbeitragsstelle müssen zur 
Aufrechterhaltung des regulären Dienstgeschäftes und der Aufarbeitung der Rückstände ge-
nutzt werden. Auf diese Weise wird weiterer Schaden abgewendet. 
 
Frage 4: 
Hat sich das örtliche Rechnungsprüfungsamt zu dem Vorgang geäußert? Falls ja, in welcher 
Weise? Wurde die örtliche Rechnungsprüfung beteiligt? 
 
Antwort: 
Die Elternbeitragsstelle steht mit dem Rechnungsprüfungsamt in einem fortwährenden Aus-
tausch. Die örtliche Rechnungsprüfung hat sich mit Prüfvermerk vom 18.11.2021 geäußert. 
Hinsichtlich der verjährten fünf Forderungen wurde eine nähere Prüfung, ob und in welcher Hö-
he ein Eigenschaden eingetreten ist, und eine rechtzeitige Geltendmachung desselben empfoh-
len. Mit Schreiben vom 21.12.2021 hat die Fachverwaltung eine kurzfristige Prüfung und Ab-
wicklung mit der Eigenschadenversicherung zugesagt und bearbeitet dies gegenwärtig. 
 
Im o.a. Prüfvermerk hat die örtliche Rechnungsprüfung die rechtlichen Voraussetzungen für 
eine Stundung der Beiträge in Form einer Ratenzahlungsvereinbarung dargelegt und die Be-
denken gegen das derzeit praktizierte Verfahren, den Beitragszahlern vorbehaltlos ein Raten-
zahlungsangebot zu unterbreiten, geäußert. Die Fachverwaltung prüft derzeit die Modalitäten 
eines rechtsicheren Verfahrens für Ratenvereinbarungen und bereitet dieses vor. 
 
Die örtliche Rechnungsprüfung hat die auf Nachfrage mitgeteilten Maßnahmen zur Unterstüt-
zung der Elternbeitragsstelle zum Anlass genommen das vereinfachte Verfahren zur Bescheid-
Erteilung in den Blick zu nehmen und mit Schreiben vom 04.01.2022 diesbezüglich nähere 
Auskünfte (Prozessdarstellung, Einarbeitungskonzepte, interne Kontrollmaßnahmen) angefor-
dert. Diese werden derzeit von der Fachverwaltung für das RPA zusammengestellt. 
 
Frage 5: 
Seitens der Verwaltung wurde angekündigt, eine Task-Force einzurichten, um die noch aus-
stehenden Bescheide schnellstmöglich zu erstellen. 
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a. Seit wann existiert die Task-Force? 

 
Antwort: 
Die Task-Force hat am 24.11.2021 ihre Arbeit aufgenommen. 
 

b. Über wie viele VZÄ verfügt die Task-Force? 
 
Antwort: 
Es wurden rund 6 VZÄ eingesetzt. 
 

c. Wem ist die Task-Force organisatorisch unterstellt? 
 
Antwort: 
Die Task-Force handelte fachlich und inhaltlich auf Anweisung des Fachdienstes 5/40 / Eltern-
beitragsstelle. 
 

d. Welche Durchgriffsmöglichkeiten hat die Task-Force? 
 
Antwort: 
Die Task-Force ist nicht als Kontrollmechanismus, sondern als unterstützende Arbeitsgruppe zu 
verstehen. 
 

e. Welchen Zeitraum hält die Verwaltung für realistisch, um die aufgelaufenen Rückstände 
bei der Erstellung der Beitragsbescheide abzubauen? 

 
Antwort: 
Mit den eingeleiteten Maßnahmen erscheint es realistisch die Erteilung der noch ausstehenden 
Bescheide für das Kita-Jahr 2021/2022 im ersten Halbjahr 2022 abzuschließen. 
 
Frage 6: 
Durch die verspätete Erstellung der Bescheide kann betroffenen Eltern neben dem Abrech-
nungschaos auch ein finanzieller Schaden entstehen. 
 

a. Kann zum jetzigen Zeitpunkt schon eingeschätzt werden ob – und falls ja, in welcher 
Höhe – solche Schäden entstanden sind? 

 
Antwort: 
Ein potentieller Schaden auf Seiten der Eltern kann erst nach individueller Prüfung des Falls 
identifiziert und geklärt werden. 
 

b. Falls ja: Wie soll der den Eltern entstandene finanzielle Schaden beglichen werden? 
 
Antwort: 
Sofern Eltern ein finanzieller Schaden entsteht, erfolgt auf Grundlage der geltend gemachten 
Ansprüche die verwaltungsseitige Prüfung und Schadenersatzleistung im Einzelfall. 
 

c. Wie wird mit den Säumniszuschlägen umgegangen, die nie hätten erhoben werden dür-
fen, weil kein Bescheid bzw. überhaupt eine Nachricht an die betroffenen Eltern ver-
schickt wurde? 

 
Antwort: 
Nicht rechtmäßig erhobene Säumniszuschläge werden selbstverständlich storniert. 
 

d. Wie wird mit unangekündigten Lastschrifteinzügen umgegangen? Gibt es hierzu eine 
Meldung, warum wann was eingezogen wird bzw. wurde? 
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Antwort: 
Im Einzelfall erfolgen eine Prüfung und die unmittelbare Klärung mit den Eltern. 
 

e. Wie wird sichergestellt, dass alle bisher erfolgten Buchungen korrekt waren und ent-
sprechend an die Eltern gemeldet werden? 

 
Antwort: 
Die Buchungen werden im Rahmen der Bearbeitung jedes Einzelfalles geprüft. Mit der Be-
scheid-Erteilung erfolgt die Information an die Eltern. 
 

f. Unter Umständen führt die nachträgliche Berechnung der Beiträge bei den Eltern zu 
sehr hohen Einmalzahlungen. Werden dazu auf Wunsch Ratenzahlungen ermöglicht? 

 
Antwort: 
Eine Stundung ist auf Antrag möglich. 
 
Frage 7: 
Gibt es Möglichkeiten, die Erstellung der Gebührenbescheide zu vereinfachen oder gar zu au-
tomatisieren? Sind diesbezüglich Beispiele aus anderen Kommunen bekannt? 
 
Antwort: 
Die Elternbeitragsbearbeitung erfolgt mit dem Fachverfahren WinKiga, aus dem automatisiert 
die Bescheide erstellt werden. Die Prüfung der Elternbeitragsverpflichtung und Berechnung der 
individuellen Beitragshöhe muss jedoch im Einzelfall erfolgen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Dr. Max Leitterstorf 
Bürgermeister 


